Bericht zur Arbeitssitzung in Wiesbaden am 21.09.2006
„Bürgerinnen und Bürger – Objekte von kaum durchschaubaren Speichersystemen“ lautete das Thema einer gut besuchten Sitzung des Fachausschusses Datenschutz, die am 21.September 2006 in Wiesbaden stattfand. Sie sollte das vielfach vorhandene, meist eher diffuse Unbehagen aufgreifen und diskutieren, das viele beschleicht, wenn sie an Datenverarbeitungen denken, die wesentliche Teile der Bevölkerung betreffen.

Veranstaltungsort war der Sitz der Schufa Holding AG, wobei sich in der Pause und bei einem kleinen Umtrunk nach den Referaten bei bestem  Spätsommerwetter auf der Dachterrasse unverhofft eine geradezu mediterrane Aussicht auf den Schiersteiner Hafen bot.
Da die Schufa als einer der größten Datenverarbeiter Europas auf den Zufluß und die Auswertung zahlreicher personenbezogener Daten angewiesen ist, verwunderte es nicht, dass Vorstandsvorsitzender Rainer Neumann in seiner kurzen Begrüßung zwar ein klares Bekenntnis zum Prinzip des Datenschutzes ablegte, aber doch auch kritische Töne einfließen ließ. So stellte er die Frage, ob „Datenarmut“ wirklich immer der beste Datenschutz sei oder ob sie nicht den Interessen aller Beteiligter auch zuwiderlaufen könne.
Die Referate wurden in schon bewährter Weise auch dieses Mal ausschließlich von Mitgliedern der DGRI bestritten. Den Anfang bildete eine Darstellung von Dr. Wulf Kamlah (Schufa AG), der beim Thema „Scoring-Verfahren – eine Diskussion ohne Ende?“ hervorhob, bei der Abwägung der Interessen der Beteiligten müsse man bedenken, dass eine Bonitätsprüfung vor einer Kreditvergabe durchaus zu den Pflichten gehöre, deren Verletzung strafrechtlich sanktioniert sei. Es drohe im Einzelfall eine Verurteilung wegen Untreue (BGH, Urteil v. 15.11.2001, 1 StrR 185/01). In der Diskussion wurde vor allem ausgelotet, in welchem Umfang der Betroffene Transparenz hinsichtlich der Bildung von Scoring-Werten haben müsse.

Unter dem Titel „Kontenabrufverfahren durch die Finanzbehörden(§ 93 AO) – praktische Erfahrungen“ machte Thomas Kahler (Dresdner Bank AG) deutlich, dass auf der Rechtsgrundlage des § 24 c KWG die nur schwer vorstellbare Zahl von 497 Millionen Konten und Depots in Deutschland  dem staatlichen Zugriff offen stehe. Als Rechtsgrundlagen müßten ferner §§93, 93 b AO beachtet werden. In der Diskussion hatten nicht wenige Teilnehmer den Eindruck, dass hier Vorratstatbestände geschaffen wurden, die viel mehr ermöglichen als nachgewiesenermaßen nötig ist. 
Nicht mit Kritik an der GEZ sparte Rechtsanwältin Petra Marwitz unter der Überschrift „Datenschutz undRundfunkgebühren“. Sie beanstandete vor allem die fehlende Transparenz des Geschehens und ein nicht ausreichendes Kontrollsystem, vergaß aber auch nicht den Hinweis, dass sich aus der verfassungsrechtlich geschützten Rolle des Rundfunks Notwendigkeiten auch zur Datenverarbeitung ergeben. Unglückliche Terminkollissionen, die nicht vorhersehbar waren, verhinderten leider, dass zur Diskussion Daetnschutzbeauftragte von Rundfunkanstalten anwesend sein konnten. Dieses Manko soll bei nächster Gelegenheit ausgeglichen werden.

Insgesamt zeigte die Veranstaltung, dass der Trend momentan eher dahin geht, große Datenverarbeitungssysteme im staatlichen Bereich wie bei der Privatwirtschaft auszubauen. Gerade im staatlichen Bereich wird dabei das latent spürbare Unbehagen vieler Betroffener ignoriert. Es wäre wenig überraschend, wenn dies über kurz oder lang zu – nur scheinbar überraschenden – Gegenreaktionen aus dem politischen Raum führen, mag die Möglichkeit hierzu  derzeit auch weit hergeholt wirken.
Dr. Eugen Ehmann, Leiter des Fachausschusses
